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Mit 1. Jänner 1874 begann ein neues Abon⸗ 
nement auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“. 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume⸗ 
rations⸗Erneuerung nur 

an das Comptoir der Wiener Zeitung, Grün⸗ 


augergaſſe Nr. 1 zu ſenden. 


Ju halt. 


Bemerkungen über den Entwurf des Landesgeſetzes, betreffend die 
Organiſirung des Sanitätsdienſtes in den Gemeinden. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage, ob dem Recurſe der Gemeinde gegen die bezirksämtliche Siſtirung einer 
Gemeindeanordnung in Rückſicht auf die Folgen der Siſtirung eine aufſchiebende 
Wirkung zukomme. 

Die Entſcheidung über die Offenhaltung von Hausdurchgängen iſt Sache der Local— 
poltzei. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Bemerkungen über den Entwurf des Tandesgeſetzes, 

betreffend die Irganiſtrung des Sanitätsdienſtes in 
den Gemeinden. 

Die Regierung hat offenbar im Hinblicke auf § 5 des 


Reichs⸗ 


geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, betreffend die Or⸗ 


ganiſation des öffentlichen Sanitätsdienſtes bei allen Landtagen einen 
Geſetzentwurf über die Organiſirung des Sanitätsdienſtes in den 
Gemeinden eingebracht. Das Geſetz ſoll auf die Städte Wien, Prag, 
Brünn, Lemberg und Krakau keine Anwendung haben und enthält 
der Entwurf im Weſentlichen folgende Beſtimmungen: . 
Jede Gemeinde muß entweder für ſich allein oder im Vereine 
mit anderen Gemeinden zur Handhabung der Geſundheitspoltzei einen 
Arzt (Gemeindearzt zur Verfügung haben) Gemeinden mit eigenen 
Statuten und Gemeinden, welche 6000 Einwohner und darüber zäh⸗ 
len, haben einen oder nach 
ſtellen. Anderen Gemeinden iſt die Beſtellung eines Gemeindearztes 
freigeſtellt und es werden jene, welche die Beſtellung eines eigenen 
Gemeindearztes nicht beſchließen, behufs Beſtellung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Gemeindearztes zu Sanitätsſprengeln vereinigt. Ein Sanitäte⸗ 


ſprengel ſoll ſich in der Regel höchſtens auf 7000 Bewohner und bei 


minder dichter Bevölkerung auf höchſtens zwei Quadratmeilen aus⸗ 
dehnen. Die Vertretung der zu einem Sanitätsſprengel vereinigten 
Gemeinden obliegt einer Verſammlung von Delegirten, welche von 


Erforderniß mehrere eigene Aerzte zu be⸗ 


den Vertretungen der einzelnen in Sanitätsſprengel vereinigten Ge⸗ 
meinden durch Wahl aus der Mitte dieſer Vertretungen entſendet 
werden. Das Amt eines Gemeindearztes iſt ein öffentliches Amt. Die 
Ernennung eines Gemeindearztes ſteht der Gemeinde, bei Sanitäts⸗ 
ſprengeln der Verſammlung der Delegirten zu. In Gemeinden, welche 
nicht eigene Statute beſitzen, iſt jede Ernennung eines Gemeindearztes 
der politiſchen Bezirksbehörde anzuzeigen. Dieſe hat das Recht, den 
Vollzug der Ernennung zu unterſagen, wenn die Ernennung mit 
Außerachtlaſſung des Geſetzes erfolgt iſt. Die Gemeindeärzte werden 
in den Städten mit eigenen Statuten wie die bleibend angeſtellten 
Beamten derſelben angeſehen und behandelt. In den übrigen Gemein⸗ 
den ſtehen ſie zu denſelben im Verhältniſſe eines Vertrages, deſſen 
Beſtimmungen der Genehmigung der vorgeſetzten politiſchen Behörde 
unterliegen. Die vertragsmäßig angeſtellten Gemeindeärzte können, 
den etwa im Dienſtvertrage vorgeſehenen Fall der Aufkündigung aus⸗ 
genommen, von der Gemeindevertretung nur mit Zuſtimmung der 
polttiſchen Bezirksbehörde von ihren Poſten entlaſſen werden. Bei 
Pflichtverabſäumungen eines Gemeindearztes, zu deren Behebung die 
Disciplinargewalt der Gemeinde nicht ausreicht, hat die vorgeſetzte 
politiſche Behörde das Recht, mit Ordnungsſtrafen gegen denſelben 
vorzugehen und nöthigenfalls im Einvernehmen mit dem (Bezirks⸗ Fee 
ziehungsweiſe) Landesausſchuſſe auf deſſen Dlenſtesentfernung zu dringen. 
Die Gemeindeärzte find die zunachſt berufenen Organe, durch 
welche die Gemeinden die ihnen geſetzlich zugewieſenen Obliegenheiten 
des öffentlichen Sanitätsdienſtes zu beſorgen haben. Sie ſind zur Be⸗ 
handlung der erkrankten Armen dort, wo hiefür nicht eine ſpecielle 
Fürſorge getroffen iſt, berufen und verpflichtet. Die Höhe des Gehaltes 
(der Beſtallung) des Gemeindearztes wird von der Gemeindevertre⸗ 
tung, beziehungsweiſe von der Delegirtenverſammlung beſtimmt und 
darf nicht unter 400 fl. jährlich betragen. 
ö Jede Gemeinde muß ferner entweder 
mit anderen Gemeinden 
Flächenraume eine oder m 


für ſich oder im Vereine 
nach der Einwohnerzahl und je nach dem 
ehrere Gemeinde-Hebammen zur Verfügung 


haben. Die Anſtellung der Gemeinde-Hebammen erfolgt gegen eine 
fire aus der Gemeindecaſſe zu beziehende Beſtallung, welche mindeſtens 


‚60 fl. jährlich zu betragen hat. 
t „In Gemeinden, welche zur Beſtellung eigener Gemeindeärzte 
verpflichtet find, iſt eine Geſundheitscommiſſion einzuſetzen. Anderen 
Gemeinden iſt dieſe Einſetzung freigeſtellt. Die Geſundheitscommiſſion 
beſteht unter dem Vorſitze des Gemeindevorſtandes oder deſſen Stell⸗ 
vertreters: a. aus den Gemeindeärzten, b. aus einem vom Gemeinde— 
vorſtande beſtimmten Beamten, un) c. aus vier bis acht Mitgliedern, 
n vom Gemeinde-Ausſchuſſe zur Hälfte aus feiner Mitte, zur an⸗ 
deren Hälfte aus Sanitäts- oder anderen mit den einſchlägigen Kennt⸗ 
niſſen ausgeſtatteten Perſonen des Ortes gewählt werden. Die Ge— 
ſundheitscommiſſion iſt das berathende und begutachtende Organ für 
die der Gemeinde obliegenden Sanitätsangelegenheiten und insbeſon— 
dere bei allen Gegenſtänden, welche das Sanitätsweſen der Gemeinde 
im Allgemeinen betreffen oder, wenngleich ſpecieller Natur, doch von 
beſonderer ſanitärer Wichtigkeit find, zu vernehmen; fie ift verpflichtet, 


nach Aufforderung des Gemeindevorſtandes, und berechtigt, aus eigener 
Initiative Anträge auf Beſſerung der ſanitären Verhältniſſe der Ge⸗ 
meinde und auf Durchführung bezüglicher Maßnahmen zu ſtellen und 
hat jährlich einen überſichtlichen Bericht über ihre ſauitäre Thätigkeit 
an den Gemeindevorſtand zu erſtatten. 

Die 20 1 einem ſolchen Geſetze im Allgemeinen zu erwartenden Folgen 
find gewiß als heilſame zu betrachten, da die bisher gar nicht orga— 
niſirte Sanitätspflege in den Landgemeinden ſehr im Argen liegt, der 
Geſetzentwurf aber durch Schaffung der Organe für die öffentliche 
Sanitätspflege und namentlich durch die Bildung der Sanitätscom⸗ 
miſſionen beſtrebt erſcheint, wenigſtens eine Baſts für ein entſprechen— 
des Wirken auf dieſem Gebiete herzuſtellen. Geſundheitscommiſſionen 
find bisher ſchon bisweilen bei herrſchenden Epidemien ad hoc ein- 
geſetzt worden, ſo z. B. in Nieder-Oeſterreich in den Jahren 1872 
und 1873, um die gegen das Umſichgreifen der Cholera, jo wie für 
die Pflege der Erkrankten nöthigen Maßregeln in den einzelnen Ge— 
meinden durchzuführen. Eine permanente Sanitätscommiſſion, wie der 
Geſetzentwurf ſie in Ausſicht nimmt, kann nun gewiß, wenn ſie ihre 
Aufgabe richtig erfaßt und entſprechend geleitet wird, ſehr viel Gutes 
ſtiften und z. B. durch ſtäte Aufſicht über eine rationelle Anlage der 
Senkgruben und Canale, Hintanhaltung der Verunreinigung des 
Trinkwaſſers, Anordnung und Durchführung der Desinfectionen in 
Epidemiezeiten u. ſ. w. manchen Erkrankungen vorbeugen und Epi⸗ 
demien im Keime erſticken. Daß nun eine ſelche Commiſſion, wenn 
anders fie dem beabſichegten Zwecke entſprechen fol, durch ein ärzt⸗ 
lich gebildetes Individuum beeinflußt werden muß, iſt ſelbſtverſtändlich, 
es liegt aber auch gleichfalls auf der Hand, daß die im Geſetzent— 
wurfe in Ausſicht genommenen Gemeindeärzte ſich dieſer Aufgabe 
ſammt den übrigen ihnen zugewieſenen dienſtlichen Verrichtungen nicht 
ohne einen verhälnißmäßigen Gehalt zu unterziehen bereit ſein werden. 

Dennoch dürfte das Bedenken gerechtfertigt erſcheinen, ob nicht 
die mit dem Minimum von 400 fl. in Ausſicht genommene Be⸗ 
ſtallung des Gemeindearztes, welche die Gemeinden nach dem directen 
Steuergulden zu tragen haben werden, die ohnehin ſchon meiſt ſehr 
bohen Gemeindeumlagen namentlich in kleineren Gemeinden auf eine 
ſolche Höhe bringen werde, die eine Unzufriedenheit gegen das neue 
Geſetz hervorrufen könnte, welche den heilſamen Folgen desſelben 
Abbruch zu thun geeignet wäre. 

Im Geſetzentwurfe wird bei der Syſtemiſirung dieſes nied— 
rigſten Gehaltes kein Unterſchied zwiſchen den graduirten Doctoren 
der Mediein und den einfachen Wundaͤrzten gemacht, welche letztere 
nach dem Geſetze vom 17. Februar 1873, R. G. B. Nr. 25, über⸗ 
haupt die Berechtigung zur Ausübung der wundärztlichen Praxis nur 
auf Grund eines vor dem Jahre 1876 erworbenen wundärztlichen 
Diplomes anſprechen können, d. h. mit andern Worten auf den Aus: 
ſterbe-Etat geſetzt find. Bis jetzt liegt die Sanitätspflege auf dem 
flachen Lande zumeiſt in den Händen ſolcher Wundärzte (Patrone, 
Magiſter und Doctoren der Chirurgie), welche häufig einen nur ſehr 
geringen, ſowohl allgemeinen als Fachbildungsgrad beſitzen. Vom 
Jahre 1876 angefangen, werden dieſelben allmälig überall durch gra- 
duirte Doctoren der Mediein erſetzt werden. Bei dieſer Sachlage 
ſcheint nun wohl die Anregung der Frage nicht überflüſſig, ob nicht 
in dem Geſetze für dieſe Wundärzte ein niedrigeres Beſtallungs⸗ 
minimum etwa von 250 fl. angeſetzt werden könnte. Es würde dieſe 
Summe dem Werthe der öffentlichen Dienſtleiſtung eines Wundarztes 
in den meiſten Fällen gewiß entſprechen. Iſt ſeine Dienſtleiſtung als 
Gemeindearzt eine werthvollere, fo wird ihm die Sanitätsgemeinde 
ja mehr zugeſtehen können, als das Minimum. Der Wundarzt wird 
ſich dasjenige, wovon er heutzutage lebt, ohne eine Beſtallung zu 
haben, durch ſeine Praxis (und in vielen Fällen auch durch den Be— 
trieb einer chirurgiſchen Officin) demnächſt neben feinem Gehalte auch 
noch verdienen. Da Doctoren der Medicin ſich bisher zumeiſt nur in 
größeren Orten niedergelaſſen haben, ſo werden ſich dieſelben auch nur 
dort um Gemeindearztſtellen in Competenz ſetzen, wo die Gemeinden 
eher in der Lage ſind, 400 fl. an Beſtallung aufbrin en zu können. 
Die kleineren Gemeinden dagegen werden einſtweilen gezwungen ſein, 
mit einem Wundarzt als Gemeindearzt fürlieb zu nehmen, werden 
nach unſerm Vorſchlage dafür aber den Vortheil genießen, einſtweilen 
demſelben eine geringere Beſtallung zahlen zu können. 

Gegen unſeren Vorſchlag ſpricht nun allerdings der Umſtand, 
daß in ſolchen Orten, wo ein Doctor der Medicin und ein Wund⸗ 
arzt vorhanden ſind, die Gemeindevertretung häufig (und das 
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namentlich in kleineren Gemeinden) den billigeren Wundarzt mit Um⸗ 
gehung des graduirten Doctors zum Gemeindearzte wählen dürfte, 
Dem ließe ſich jedoch leicht dadurch vorbeugen, wenn in das Geſetz 
die Beſtimmung aufgenommen würde, daß die Gemeindearztſtelle 
einem Wundarzte nur dann verliehen werden könne, wenn um die zu 
Ren Stelle ſich kein Doctor der Mediein in Competenz ges 
ſetzt hat. 

Ob die Entlohnung der Gemeindehebammen mit einer Jahres⸗ 
beſtallung von wenigſtens 60 fl, wie fie im Geſetzentwurfe in Aus⸗ 
ſicht genommen wird, den kleineren und ärmeren Gemeinden nicht 
ebenfalls eine neue Laſt auferlegt, welche mit der von der Hebamme 
dafür vorzunehmenden unentgeltlichen Bebandlung der Armen nicht 
überall im richtigen Verhöltniſſe ſtehen dürfte, erſcheint zum mine 
deſten fraglich. Eine ſolche Verpflichtung der Hebamme geht zwar aus 
der dem Wortlaute nach oben angeführten diesfälligen Geſetzespro⸗ 
poſition nicht hervor, dürfte aber in deſſen Geiſte begründet ſein. 
Nichtsdeſtoweniger ſchiene es doch gerathen, in das Geſetz die aus⸗ 
drückliche Beſtimmung aufzunehmen, daß die mit Beſtallung ange⸗ 
ſtellte Gemeindehebamme verpflichtet ſei, bei Entbindungen armer 
Wöchnerinnen unentgeltlich Beiſtand zu leiſten. Ob es jedoch nicht 
noch zweckmäßiger wäre, von der Firirung einer Jahresbeſtallung für 
die Hebamme überhaupt ganz abzuſehen und derſelben nur den 
Bezug einer fixen Taxe für Entbindungen armer Wöchnerinnen aus 
der Gemeindearmencaſſe zu gewährleiſten, bleibt gewiß erwä— 
geuswerth. 

Auch bezüglich des Verhältniſſes der Sanitätsorgane, insbe⸗ 
ſondere der Gemeindeärzte zu den Gemeinden nach der Geſetzespro⸗ 
poſition müſſen wir einige Bedenken anregen. 

Zunächſt können wir uns nicht befreunden mil der angeordneten 
Ausſtellung des Anſtellungsdecretes durch die Gemeinde oder den 
Vorſitzenden der Gemeindedelegirten, wenigſtens für ſolange nicht, als 
nicht Verwaltungsgemeinden conſtituirt ſind. Denn abgeſehen von der 
notoriſchen Unbeholfenheit der großen Mehrzahl der heutigen Ge⸗ 
meindefunctionäre in derlei Dingen, erſchiene es immerhin auch für 
die autoritative Ausſtattung des öffentlichen Sanitätsorganes von 
Bedeutung, wenn ihm fein Decret durch die politiſche Behörde, welche 
ſich dabei allerdings auf die ſeitens der Gemeinde, beziehungsweise 
der Delegirten erfolgte Wahl zu beziehen Hätte, ausgeſtellt würde. 

Nach dem Geſetzentwurfe erſcheint der Gemeindearzt einer ge⸗ 
wiſſen Disciplinargewalt der Gemeinde ziemlich ſchutzlos preisgegeben, 
während andererfeits die vorgeſetzte politiſche Behörde das Recht 
haben ſoll, bei ſolchen Pflichtverſäumungen, zu deren Behebung 
die Disciplinargewalt der Gemeinde nicht ausreicht, mit Ordnungs- 
ſtrafen gegen denſelben vorzugehen und nöthigenfalls auf deſſen Dien⸗ 
ſtesenthebung zu dringen. Nun iſt aber die Disciplinargewalt der 
Gemeinde gegen ihre ükrigen Beamten eine ziemlich unumſchränkte, 
da der Ausſchuß das Recht der Ernennung und Entlaſſung derſelben 
hat, dem Bürgermeiſter aber die Diseiplinargewalt über dieſelben bis 
zur Suspenſion nach der Gemeindeordnung zuſteht. Wo bleibt denn 
daun die politiſche Behörde mit ihren Ordnungsſtrafen und mit ihrem 
Dringen auf die Dienſtesenthebung des Gemeindearztes? Und weiter, 
muß die Gemeindevertretung dieſem Dringen nachgeben? 

Zudem dürfte hier wohl zu bedenken ſein, daß der demnächſt 
zu ernennende Gemeindearzt in manchen Landgemeinden, beziehungs⸗ 
weile manchem Sanitätsſprengel, ſo ziemlich die einzige Perſönlich— 
keit — den Pfarrer und Lehrer höchſtens ausgenommen — fein 
wird, welche eine höhere Bildung genoſſen hat. Und dieſen Mann 
will man der Disciplinargewalt des Dorfgemeindevorſtehers unter⸗ 
ordnen, welchem die zur Handhabung einer Disciplinargewalt nöthige 
Objectivität der Beurtheilung häufig vollſtändig abgeht? Werden ſich 
unter ſolchen Umſtänden nicht viele Aerzte und unter dieſen gerade 
die graduirten Doctoren der Medien ſcheuen, ſich um eine Gemeinde— 
arztſtelle in Competenz zu ſetzen? 

Daher möchten wir den Vorſchlag machen, den Gemeindearzt 
nur einer einzigen Disciplinargewalt, und zwar der der politiſchen 
Behörde in der Weiſe unterzuordnen, wie ſie derſelben über die Ge— 
meindevorſteher zuſteht. Dieſelbe hätte in denjenigen Fällen, wo es 
ſich um Dienſtesenthebung handelte, mit dem Bezirksausſchuſſe (in den⸗ 
jenigen Ländern, wo ſolche beſtehen) das Einvernehmen zu pflegen. 
Es müßte alſo die von der Disciplinargewalt handelnde Beſtimmung 
des Geſetzes etwa ſo zu lauten haben: „Bei Pflichtverabſäumungen 
eines Gemeindearztes hat die vorgeſetzte politiſche Behörde das Recht, 


mit Ordnungsſtrafen gegen denſelben vorzugehen und uöbthigenſalls 
(im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe), deſſen Dienſtesent⸗ 
hebung auszuſprechen. Gegen dieſen Spruch ſteht die Berufung an 
die Landesbehörde offen, welche im Einvernehmen mit dem Landes— 
ausſchuſſe darüber zu entſcheiden hat.“ Im Zuſammenhange damit müßte 
weiters das Geſetz auch die Beſtimmung enthalten, daß das Ent— 
laſſungsdecret des Gemeindearztes von der vorgeſetzten politiſchen Be⸗ 
zirlsbehörde, eventuell mit Berufung auf die im Einvernehmen mit 
dem Landesausſchuſſe erfolgte Entſcheidung der Landesbehörde ausge⸗ 
fertigt werde. . 

Der Geſetzentwurf beſtimmt endlich auch, daß die Geſundheits⸗ 
commiſſion jährlich einen überſichtlichen Bericht über ihre ſanitäre 
Thätigkeit an den Gemeindevorſtand zu erſtatten hat. Feſt überzeugt, 
daß dieſe Vorſchrift bei dem heutigen Stande der Dinge faſt nirgends 
eingehalten werden würde und um andererſeits der politiſchen Be— 
hörde die Ausübung des ihr zuſtehenden ſtaatlichen Aufſichtsrechtes 
zu erleichtern, möchten wir eine weitere geſetzliche Anordnung dahin 
gebend empfehlen, daß der Gemeindevorſtand den fraglichen mit 
ſeinen etwaigen Bemerkungen verſehenen Sanitätsbericht der politiſchen 
Bezirksbehörde zur Einſicht vorzulegen, und daß letztere ihrerſeits ein 
Reſume aller dieſer Berichte zu verfaſſen und der Landesbehörde vor⸗ 
zulegen habe. 

Zum Schluſſe ſei uns noch geſtattet, darauf hinzuweiſen, daß 
das gegenwärtig über das flache Land zerſtreute ärztliche Perſonale 
genügen dürfte, um mit demſelben die neu zu ereirenden Gemeinde— 
arztſtellen zu beſetzen. So erſcheinen z. B. in Niederöſterreich die dieß⸗ 
fälligen Bedingniſſe nach dem vorhandenen Stande des ärztlichen Per: 
ſonales erfüllt. Im Gerichtsbezirke Gutenſtein kommt zwar im Durch⸗ 
ſchnitt nur auf 2˙4 Quadratmeilen ein Arzt, jedoch ſchon auf eine 
Bevölkerung von 2500 Seelen. Sonſt ift in Niederöſterreich der ge⸗ 
ringſte Stand an ärztlichem Perſonale in den Gerichtsbezirken Waid⸗ 
hofen und Geras, wo im erſtern auf je 1:58 Quadratmeilen und 
2700 Seelen, im andern auf je 1˙2 Quadratmeilen und 2500 
Seelen ein Arzt erfällt. Gr. E. K. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob dem Necurſe der Gemeinde gegen die bezirksämtliche 
Siſtirung einer Gemeinde⸗Anordnung in Mückſicht auf die Folgen 
der Siſtirung eine aufſchiebende Wirkung zukomme. 


Die fürſtl. A. ſche Zuckerfabriksverwaltung in S. hatte bei dem 

Gemeindeamte in Ch. um die Bewilligung angeſucht, auf einem nächſt 
der Stadt Ch. gepachteten Felde eine Zuckerrübenwage erbauen zu 
dürfen. Die Gemeinde verweigerte den Bauconſens unter Anderem 
aus dem Grunde, weil bei der Rübenwage die Ruben in Prismen 
abgelagert würden, was wegen der zu befürchtenden Fäulniß bei der 
Nähe des Krankenhauſes ſanitätsgefährlich werden könnte. Dieſe ab⸗ 
weisliche Verfügung wurde im Recurswege vom Gemeindeausſchuſſe 
beſtätigt, dagegen aber vom Bezirksausſchuſſe behoben und hat der 
Landesausſchuß dem dagegen von der Gemeinde eingebrachten Recurſe 
keine Folge gegeben. Bei der Intimation dieſer Entſcheidung des 
Landesausſchuſſes bedeutete das Gemeindeamt in Ch. der Fabriksver⸗ 
waltung in S., „daß die Entſcheidung des Landesausſchuſſes ſich 
bloß auf den Bau der Wage, nicht aber auf die Ablagerung der 
Rübe in Prismen beziehe, wonach das ausgeſprochene Verbot der 
Ablagerung der Rübe in Priemen in Giltigkeit bleibe.“ 
HGeegen dieſes Verbot beſchwerte ſich die Zuckerfabriksverwaltung 
n S. in einer ſowohl an die Statthalterei als auch an den Landes⸗ 
ausſchuß gerichteten Eingabe und errichtete gleich darauf die Rüben⸗ 
wage und neben derſelben eine Frime zur Aufbewahrung der gekauften 
Rübe. Das Gemeindeamt in Ch. unterſagte die Einfrimung der 
Rübe und ließ die dabei beſchäftigten Arbeiter ſogar arretiren und 
einjperren. In Folge deſſen beſchwerte ſich die Zuckerfabriksverwaltung 
bei der Bezirkshauptmannſchaft und bat um Aufrechthaltung der 
Ordnung und um Schutz der Perionen, indem fie darauf hinwies, 
daß eine behördliche Bewilligung zur Errichtung von Zuckerrüben⸗ 
frimen auf freiem Felde nicht nothwendig ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf unterm 19. October 
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1872, die Verfügung des Gemeindeamtes von Ch, mit welcher bei 
Intimation der oberwähnten Entſcheidung des Landesausſchuſſes aus⸗ 
geſprochen wurde, daß der Ser Zuckerfabriksverwaltung die Ablage⸗ 
rung und einſtweilige Aufbewahrung der friſchen Zuckerrübe auf dem bei 
der Rübenwage befindlichen Felde verboten bleibe, im Grunde des 
$ 103 des Gem. Gef. *) ſiſtirt, weil nicht die vorübergehende Rüben⸗ 
einftimung, ſondern das Uerergehen zu lange in der Frime liegender 
Zuckerrübe in die Fäulniß ſanitätsſchädlich werden könne; der Ger 
meinde bleibe es überlaſſen einzuſchreiten, wenn letztere Eventualität 
drohe. Der Gemeinde wurde eine I4tägige Recursfriſt eingeräumt 
und die Fabriksverwaltung in S. mit dem Beiſatze verſtändigt, daß 
die Abfuhr der Rübe immer rechtzeitig zu veranlaffen ſei. 

Da das Gemeindeamt in Ch., ungeachtet der bezirkshauptmann— 
ſchaftlichen Entſcheidung das weitere Einfrimen der Rübe durch ihre 
Polizeiorgane verhinderte und die Arbeiter neuerdings zu arretiren 
drohte, ſo erklärte die Bezirkshauptmannſchaft über neuerliche Bes 
ſchwerde der Seer Fabriksverwaltung, daß der dem Gemeindevorſtande 
in Ch. gegen den Siſtirungsausſpruch der Bezirkshauptmannſchaft 
offen gelaſſene Recurs keine aufſchiebende Wirkung habe, und 
zwar deßhalb nicht, „weil dieſer Erlaß die Behebung einer in 
öffentlichen Angelegenheiten von Seite einer untergeordneten Behörde 
getroffenen Verfügung bezweckt, daher von dieſer inſolange befolgt 
werden müſſe, als dieſer Erlaß durch eine höhere Inſtanz nicht eine 
Abänderung erleidet.“ 

Gegen beide bezirkshauptmannſchaftlichen Erläſſe hat nun die 
Gemeindevertretung von Ch. den Statthaltereirecurs eingebracht und 
darin erſtlich zur ſachlichen Seite geltend gemacht, daß nach einem 
vom Bezirksarzte der Gemeinde abgegebenen Gutachten die De— 
ponirung der Zuckerrübe in der Nähe der Stadt geſundheite ſchädlich 
ſei, daß die Gemeinde auch die Möglichkeit des Ausbruches eines 
ſanitären Uebelſtandes hintanzuhalten nach § 28 ad 5 der Gemeinde 
ordnung verpflichtet ſei, und dann weiters betont, daß wohl ein Re⸗ 
eurs gegen die im $ 104 und $ 105 der Gemeindeordnung) ge⸗ 
troffenen Verfügungen, nicht aber auch der Recurs gegen die im 
Grunde des $ 103 der Gemeindeordnung erfolgte Entſcheidung der 
Bezirkshauptmannſchaft keine aufſchiebende Wirkung haben könne, 
daher auch der Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft geſetzlich nicht be⸗ 
gründet ſei. 

Die Statthalterei hat die beiden angefochtenen Verfügungen der 
Bezirkshauptmannſchaft beſtätigt, indem ſie ſich auf die Motive der 
Entſcheidung der J. Inftanz und das Gutachten des Landesſanitäts⸗ 
rathes berief und weiter geltend machte, daß auch der Ausſpruch der 
1. Inſtanz, wonach dem Recurſe der Gemeinde gegen den Erlaß der 
Bezirkshauptmannſchaft vom 19. October 1872 keine aufſchiebende 
Wirkung zuerkannt wurde, gerechtfertigt erſcheine und dies zwar im 
Hinblicke auf die nachgewieſene Illegalität des von der Gemeinde Ch. 
ausgeſprochenen Einlagerungsverbotes, jo wie in Hinblick auf den 
weiteren Umſtand, daß bei Aufrechthaltung dieſes Verbotes bis zur 
Rechtskräftigwerdung des gegentheiligen Siſtirungsbeſcheides die Zucker— 
fabriksverwaltung in S. möglicherweiſe eine böchſt fühlbare Beein⸗ 
trächtigung des Fabriksbetriebes und ſonach eine ungerechtfertigte 
materielle Einbuße hätte erleiden müſſen. 

Im Miniſterialrecurſe des Gemeindeamtes von Ch. wurde gegen 
dieſe Statthalterei-Entſcheidung geltend gemacht, daß das Gemeindeamt 
im gegenwärtigen Falle kein Geſetz verletzt habe, daher ein Ein⸗ 
ſchreiten der landesfürſtlichen Behörden im Grunde des $ 102 und 
$ 103 der Gemeindeordnung nicht zuläſſig ſei. Insbeſonders aber ſei 
es geſetzwidrig, daß dem Recurſe des Gemeindeamtes gegen die Ente 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft vom 19. October 1872 keine 
aufſchiebende Wirkung beigelegt wurde. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 30. Auguſt 
1873, Z. 8088 der Berufung des genannten Gemeindeamtes in Hin— 
blick auf die Beſtimmungen des $ 103 der Gemeindeordnung und 


die Motive der angefochtenen Statthalterei-Entſcheidung keine Folge 
gegeben. re 


) 103 der Gem. Ordg. f. Böhmen, enthält die dem Art. XyI des Gem. 
Grundgeſetzes vom 5. März 1862 entſprechende Beſtimmung. 

) Die $$ 104 und 105 Gem.⸗Ordng. f. Böhmen handeln vom Einſchreiten 
der politiſchen Bezirksbehörde bei Unterlaſſung oder Verletzung der der Gemein de 
obliegenden Verpflichtungen. 


Die Entſcheidung über die Offenhaltung von Hausdurchgängen 
iſt Sache der Localpolizei. 


Die Adaptirung der Einfahrt des dem Karl S. in Prag ge⸗ 
hörigen Hauſes Nr. 510 zu einem Ladengewölbe wurde aus dem 
Grunde vom Magiſtrate daſelbſt verweigert, weil das Haus Nr. 510 
in dem Verzeichniſſe jener öffentlichen Durchhäuſer mit aufgenommen 
erſcheint, auf deren Offenhaltung nach Weiſung des böhmischen Laudes⸗ 
Gubernial⸗Decretes vom 17. October 1839, 3. 56.049 anzudringen iſt. 

Ueber Recurs des Karl S. hat die Statthalterei unterm 24. No⸗ 
vember 1872 dem Magiſtrate den fraglichen Recurs mit dem Aus⸗ 
ſpruche, daß ſpeciell rückſichtlich des Durchganges beim Hauſe Nr. 510 
ſolche öffentliche Nüdfichten, aus welchen auf der Aufrechthaltung des 
bezogenen Gubernialdecretes beſtanden werden müßte, nicht mehr ob» 
walten, zur entſprechenden Erledigung zurückgeſtellt. 
Demzufolge hat der Magtſtrat die Anzeige des Karl S. wegen 
Verbauung der Einfahrt im Haufe Nr. 510 genehmigend zur Kennt⸗ 
niß genommen und hievon den Stadtrath verftändigt. 

Darauf hat der Stadtrath bei der Statthalterei eine Vorſtel⸗ 
lung eingebracht und die Bitte geſtellt, die Statthalterei möge in 
Abänderung obigen Erlaſſes vom 24. November 1872 anordnen, daß 
der ſeit Jahren beſtandene Durchgang im Hauſe Nr. 510 auch in 
Hinkunft als öffentliches Communicationsmittel im Intereſſe der per⸗ 
fönlichen Sicherheit des Publicums und der Leichtigkeit des Verkehres 
aufrecht zu erhalten ſei. Die Statthalterei hat ſodann in Erwägung 
deſſen, daß ſich der bezügliche Hausdurchgang als ein vitales öffent⸗ 
liches Intereſſe des Verkehrs darſtellt, erkannt, daß es auch fortan bei 
der Offenhaltung dieſes Durchganges zu verbleiben habe. n 

Das Miniſterium des Innern hat aber unterm 22. Juni 1873, 
3. 10.812 über den vom Hausbeſitzer Karl S. gegen letztere Statt: 
halterei-Entſcheidung ergriffenen Recurs dieſe außer Wirkſamkeit geſetzt, 
„nachdem es ſich hier um einen Gegenſtand der Localpolizei, ſonach 
um eine Angelegenheit des natürlichen Wirkungskreiſes der Gemeinde 
($ 78 und 81 der Gemeindeordnung für Prag vom 27. April 1850) 
handelt, in Anſehung deſſen über Beſchwerden gegen Verfügungen des 
Magiſtrates das Stadtverordnetencollegium zu entſcheiden hat (§ 101 
der Prager Gemeindeordnung)“. A. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern v. 7. Oetober 1873, 3. 16.906, betreffend die Be: 
handlung der Correſpondenzen zwiſchen den k. k. Behörden im In lande und den 
auf deutſchem Gebiete exponirten k. k. Polizei- und Zollämtern. 


Ich habe die Ehre zur Kenntnißnahme und gefälligen weiteren Verfügung die 
Abſchrift einer von dem k. k. Handelsminiſterium an die k. k. Poſtämter erlaffenen 
Verordnung, betreffend die portofreien Behandlung der Correſpondenzen zwiſchen den 
k. k. Behörden und Aemtern im Julande und den auf deutſchem Gebiete exponirten 
öſterreichiſchen Polizei- und Zollämtern im Anbuge zu übermitteln. 


Abſchrift einer Verordnung des Handelsmintſteriums vom 2. O ct. 
1873, 3. 31783. 


Die dienſtlichen Briefpoſtſendungen zwiſchen den k. k. Behörden und Aemtern 
im Inlande und den auf deutſchem Reichspoſtgebiete exponirten öſterreichiſchen Por 
lizei⸗ und Zollämtern find als interne Briefpoſtſendungen zu betrachten und daher 
portofrei. 

Dieſe Briefpoſtſendungen ſind bei der Abſendung aus dem Inlande von den 
k. k. Aufgabepoſtämtern mit dem Franco-Stempel oder der Bezeichnung „Franco“ zu 
verſehen. 

Für die Briefpoſtſendun gen der im deutſchen Reichspoſtgebiete exponirten Po⸗ 
lizei⸗ und Zollämter iſt von den k. k. Behörden und Aemtern im Inlande kein 
Porto einzuheben. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 2. December 1873, 3. 18.415 mit Er⸗ 
innerung wegen des Aufrechtbeſtehens des politiſchen Eheeonſenfes in Tirol und 
Vorarlberg. 


Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles ſieht ſich das Miniſterium des Innern be⸗ 
ſtimmt, in Erinnerung zu bringen, daß in Tirol und Vorarlberg nach Maßgabe der 
Hofkanzleiverordnung vom 12. Mai 1820, 3. 12.614 (Tirol. Prov.⸗Geſ. Sammlung 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


8 


— —— —ñwͤ— —— 
— — ———— — ——äC—w— — ᷓ——' ͤ ũygH—v— ſ— 


Nr. 44) für unanſäſſige Perſonen aus der Claſſe der Dienſtboten, Geſellen und Tag» 
löhner oder ſogenannten Inwohner der politiſche Eheconſens noch beſteht, daher die 
politiſchen und geiſtlichen Behörden auf die genaueſte Beobachtung dieſer Verordnung 
aufmerkſam zu machen ſind, falls Angehörige jener Länder aus den erwähnten Bevbl⸗ 
kerungsclaſſen im Verwaltungsgebiete eine Ehe zu ſchließen beabſichtigen, 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 4. December 1873, 3. 19.721 in Betreff 
des Juhaltes der Todtenſcheine für in Oeſterreich verſtorbene italieniſche Staatsan- 
gehörige. 


Ueber ein aus Anlaß eines ſpeciellen Falles anher gerichtetes Erſuchen des 
k. und k. Miniſteriums des Aeußern do. 1. December l. IJ, Nr. 17.146 wird die 
k. k. Statthalterel im Nachhange zum h. o. Erlaſſe vom 26. September 1873, Nr. 
15.548 angewieſen, zu veranlaſſen, daß den für in Oeſterreich verſtorbene italienifche 
Staatsangehörige ausgefertigten Todtenſcheinen der Heimatsort der Verſtorbenen 
beigefügt werde und weiters auch Sorge zu treffen, damit behufs thuulichſter Ver⸗ 
meidung von nacht äglichen Reclamationen, ſeitens der mit der Ausſtellung von Do« 
eumenten des Civilſtandes betrauten Organe ſtets demgemäß vorgegangen werde 
und wo möglich auch die Namen und die Zuſtändigkeit der Eltern im Contexte des 
betreffenden Actes mit der wünſchenswerthen Genauigkeit aufgenommen erſcheinen. 
Endlich erhät die k. k. Statthalterei den Auftrag, in Fällen cumulirter Vorlage von 


derlel Documenten, den betreffenden Bericht mit einem alphabetiſch geordneten Ver⸗ 
zeichniſſe zu begleiten. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 6. December 1873, 
fertigung und Vorlegung von Duplieaten der Eintragungen 
Matriken au die politiſchen Behörden, 


3. 14.102 wegen An⸗ 
in die iſrnelitiſchen 


Im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht finde 
ich hiemit anzuordnen, daß die iſraelttiſchen Matrikenführer vom 1. Jänner 1874 
angefangen Duplicate der Eintragungen in die Martriken ſammt dem dazu ge⸗ 
hörigen Nachſchlageregiſter anfertigen und dieselben jährlich und zwar längſtens 
bis Ende Jänner eines jeden Jahres für das vorangegangene Jahr an die vor— 
geſetzte politiſche Bezirksbehörde, in jenen Städten aber, welche eigene Gemeinde⸗ 
ſtatute beſitzen, an die mit der politiſchen Amtsführung betraute Gemeindebehörde 
einzufenden Haben. Die bezeichneten politischen Behörden haben dieſe Duplicate 
in ſicherer Weiſe zu verwahren und ſich gelegentlich durch Stichproben von der 
Uebereinſtimmung mit den Origin almatriken zu überzeugen. 

An dieſe Behörden ſind auch nachträgliche Aenderungen oder An— 
merkungen, die geſetzlicher Weiſe vorgenommen werden, anzuzeigen. 

Für jenen Zeitraum, in welchem die Ausfertigung der vordem von den 
katholiſchen Seelſorgern verwahrten Controlmatriken nicht mehr ſtattgefunden hat, 
bis zum Ende des laufenden Jahres, ſind von den Matrikenführern Abſchriften 
von den Eintragungen in die iſraelitiſchen Matriken zu nehmen und innerhalb 
eines von Eurer zu beſtimmenden Zeitraumes an die ebengenannten vo⸗ 
litiſchen Behörden zur Verwahrung abzuliefern. 


I 1. 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und erzherzogl. Albrecht ſchen 
Leibarzte Dr. Rainer Ritt. v.Schmerling den Titel eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Jo ſeph Freiburg in Böhmen 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. f z 

Der Miniſter des Innern hat die auf Bezirkscommiſſäreſtellen eingereihten 
früheren Bezirksvorſteher Anton Waage und Alois Wacha, die Stattbalterei⸗Se. 
cretäre Joſeph Hnilicka und Emil Janda, den Miniſterial⸗Viceſeeretär im Min- 
niſterium d. Sunern Wenzel Schenek und den Bezirkscommiſſär Adolf K irchner 
v. Neukirchen zu Bezirkshauptmännern in Böhmen ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die beim Rechnungedepartement der k. k. Poſtdirection 
in Brünn erledigte Rechnungsraths⸗ und Vorftandsſtelle dem dortigen Rechnungs⸗ 
revidenten Ignaz Kammler verliehen. N ; 

Der Handelsminiſter hat den Poſteontrolor Karl v. Nowomiepgki 
Ober⸗Poſtcommiſſär in Krakau ernannt, 

Der Handelsminiſter hat den Poſtamtscontrolor Eduard H einz in Brünn 
zum Ober⸗Poſteontrolor daſelbſt ernannt. 


zum 


Erledigungen. 


Scriptorsſtelle an der Studienbibliothek in Salzburg mit 800 fl. 6. W., Quin⸗ 
quennalzulagen per 150 fl. und Activitätszulage per 250 fl. bis Ende Jänner 1874. 
(Amtsbl. Nr. 301). ’ 

Fünfzehn Poſtamts⸗Expedienteuſtellen 2. Claſſe für Wien und Umgebung, 
mt 500 fl. und Activitätszulage gegen Caution bis Ende Jänner 1874 (Amtsbl. 
Nr. 301). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


